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WIDERSPRUCHSBESCHEID 


1. Auf die Widersprüche der Widerspruchsführerin zu 1.) vom 03.07.2023 und des 
Widerspruchsführers zu 2.) vom 12.07.2023 wird der Bescheid des Paul-Ehrlich- 
Instituts vom 02.06.2023 an die Widerspruchsführerin zu 1.) und vom 12.06.2023 an den 
Widerspruchsführer zu 2.) aufgehoben und der Antrag auf Informationszugang des 
Widerspruchsführers zu 2.) vom 14.11.2022 abgelehnt. 


2. Die Kosten des Widerspruchsverfahrens der Widerspruchsführerin zu 1.) trägt die 
Bundesrepublik Deutschland. Die Kosten des Widerspruchsverfahrens des 
Widerspruchsführers zu 2.) trägt der Widerspruchsführer zu 2.) Die 
Gebührenfestsetzung erfolgt gesondert. 


Begründung: 


1. Mit E-Mail vom 14.11.2022 beantragte der Widerspruchsführer zu 2.) unter Berufung auf das 
Informationsfreiheitsgesetz über das Internetportal FragdenStaat Zugang zu folgenden Informationen: 


„Sämtliche Niederschriften, Dokumentation, und etwaige andere Unterlagen der 
wissenschaftlichen Beratungen mit BioNTech von Februar, März, und Juni 2020. 


"The chosen trial design reflects discussion and advice from the Paul-Ehrlich Institute (PAUL- 
EHRLICH-INSTITUT) obtained in scientific advice meetings held in February, March, and June 
2020 in response to a fast-changing situation." 


Studienprotokoll BNT162-01, Seite 5/338, Link: 


httos:/phmpt.org/wp-content/uploads/2022/05/125742_S1_M5_5351_bnt162-01-interim3- 
protocol.pdf” 


2. Mit E-Mail vom 14.11.2022 bat das Paul-Ehrlich-Institut den Widerspruchsführer zu 2.) um eine 
Begründung seines Antrages, (§ 7 Absatz 1 Satz 3 IFG). 


3. Mit E-Mail vom 14.11.2022 führte der Widerspruchsführer zu 2.) zur Begründung seines Antrages 
das Folgende aus: 


„Es ist von klarem öffentlichen Interesse zu erfahren, welchen Einfluss deutsche Behörden auf 
die Entwicklung der Impfstoffe und das Design der Zulassungsstudien genommen hat. 


BioNTech hat beachtliche Summen deutschen Steuergeldes erhalten, und ein Großteil der 
deutschen Bevölkerung hat das bislang erste marktgängige Produkt der Firma z.T. unter 
massivem Druck verabreicht bekommen. 


Ausserdem ist insbesondere die wissenschaftliche Einflussnahme des PEI auf die 
Impfstoffentwicklung in Anbetracht der zunehmend bekanntwerdenden, vielfältigen, 
schwerwiegenden Nebenwirkungen offenzulegen.“ 
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4. Bei den angefragten Informationen handelt es sich um Unterlagen zu wissenschaftlichen 
Beratungen, welche das Paul-Ehrlich-Institut mit der hier Drittbetroffenen, der Widerspruchsführerin 
zu 1.), am 06.02.2020, am 20.03.2020 und am 16.06.2020 durchgeführt hat. Die Unterlagen zu den 
wissenschaftlichen Beratungen setzen sich regelmäßig aus dem Antrag auf wissenschaftliche 
Beratung, den Briefing Dokumenten sowie den sog. „Minutes of Scientific Advice Meeting“ (im 
Folgenden: Beratungsprotokolle) zusammen. 


5. Mit Schreiben vom 06.02.2023 gab das Paul-Ehrlich-Institut der Widerspruchsführerin zu 1.) nach 
§ 8 Absatz 1 IFG als Drittbetroffene Gelegenheit zur Stellungnahme zu diesem Antrag. 


6. Mit Schreiben vom 06.03.2023 nahm die Widerspruchsführerin zu 1.) umfassend zu dem Antrag 
des Widerspruchsführers zu 2.) Stellung: 


a. In der Stellungnahme wies die Widerspruchsführerin zu 1.) zunächst darauf hin, dass sie die 
Einwilligung in eine Offenlegung von Unterlagen zu den drei Beratungen in Gänze verweigere. 
Die Widerspruchsführerin zu 1.) habe ein berechtigtes und schutzwürdiges Interesse am 
Ausschluss des Informationszugangs, welches einer Herausgabe der angefragten 
Informationen entgegenstünde. 


(1) Zunächst handele es sich bei den Unterlagen zu den drei Beratungsgesprächen um 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der Widerspruchsführerin zu 1.). Denn die von der 
Widerspruchsführerin zu 1.) an das Paul-Ehrlich-Institut übermittelten Unterlagen enthielten 
neben Informationen zur Arzneimittelentwicklung auch detaillierte Qualitäts-, Herstellungs- 
und Prüfinformationen, welche im Ganzen die Grundlagen der wissenschaftlichen 
Aufbereitung der Impfstoffforschung sowie der zugrundeliegenden mRNA- 
Plattformtechnologie und Entwicklungskonzepte bilden würden. Die Vertraulichkeit solcher 
Informationen ergebe sich bereits aus den Leitlinien der Heads of Medicines Agencies (HMA) 
und European Medicines Agency (EMA) sowie der Clinical Trials Information System (CTIS) 
Leitlinien. 


Im Übrigen seien die konkreten Unterlagen auch nur einem eng begrenzten Personenkreis 
bekannt und mithin nicht öffentlich zugänglich 


Auch könnte eine Herausgabe der Unterlagen dazu führen, dass Wettbewerber direkte 
Einblicke in die Entwicklungsprozesse der Widerspruchsführerin zu 1.) erhielten, die 
möglicherweise auch für zukünftige Entwicklungsschritte von Bedeutung sein könnten. Dies 
sei geeignet die Wettbewerbsposition der Widerspruchsführerin zu 1.) nachteilig zu 
beeinflussen. Dies gelte insbesondere vor dem Hintergrund, dass die mRNA-Technologie 
eine zukunftsträchtige neuartige Klasse der Arzneimittel darstelle, deren Weiterentwicklung 
noch nicht abgeschlossen sei. So würden die Unterlagen zu den wissenschaftlichen 
Beratungen insbesondere Informationen zur Arzneimittelentwicklung von drei verschiedenen 
mRNA-Plattformen enthalten, welche sich derzeit noch in der präklinischen und klinischen 
Forschung und Entwicklung befänden. Dabei würden sich die Unterlagen insbesondere auch 
auf die Erforschung von anderen prophylaktischen mMRNA-Impfstoffen wie Influenza- und 
RSV-Infektionen sowie mRNA-basierte Immuntherapien für onkologische Indikationen 
beziehen. Die mRNA-Technologie gewinne daher künftig auch in Bereichen der Onkologie, 
der Proteinersatztherapie oder der Behandlung von genetischen Erkrankungen an 
Bedeutung. Durch eine frühzeitige Offenlegung der Unterlagen zu den wissenschaftlichen 
Beratungen könnten Wettbewerber dieses von der Widerspruchsführerin zu 1.) entwickelte 
Wissen nutzen, um ihre eigene Forschung und Entwicklung zur mRNA-Technologie auch für 
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andere Indikationen außerhalb eines COVID-19 Impfstoffs voranzubringen und dabei von den 
Erfahrungen der Widerspruchsführerin zu 1.) zu profitieren. 


Soweit der Widerspruchsführer zu 2.) behauptet, es bestehe ein öffentliches Interesse an der 
Herausgabe der Unterlagen, sei dies vorliegend nicht von Bedeutung. Denn der der Schutz 
von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen gem. § 6 Satz 2 IFG sei absolut und biete keinen 
Raum für eine Abwägung widerstreitender Interessen. 


(2) Zudem seien die Unterlagen zu den drei wissenschaftlichen Beratungen vertraulich im 
Sinne des § 3 Nummer 7 IFG an das Paul-Ehrlich-Institut übermittelt worden. Das Interesse 
an einer sensiblen Behandlung dieser vertraulich übermittelten Informationen bestehe auch 
weiterhin fort und stünde somit einer Herausgabe der Unterlagen entgegen. 


Als Sponsor der in den Beratungsgesprächen gegenständlichen Studie habe die 
Widerspruchsführerin zu 1.) dem Paul- Ehrlich-Institut in einer hochvertraulichen 
Entwicklungs- und Entscheidungsfindungsphase die einschlägigen Unterlagen zukommen 
lassen. Dies sei aufgrund der Sensibilität der Informationen in der Erwartung einer 
fortwährenden vertraulichen Behandlung erfolgt. Dies gelte insbesondere vor dem 
Hintergrund der kontinuierlichen Weiterentwicklung der Studiengestaltung. Nicht zu 
vernachlässigen sei zudem, dass die in den Unterlagen enthaltenen Informationen auch in 
Zukunft von Relevanz für das mRNA Entwicklungsprogramm der COVID-19 Impfstoffe, sowie 
für weitere mRNA Produkte, z.B. im Bereich der Infektionskrankheiten sowie für 
onkologische Indikationen seien und das Interesse an der Vertraulichkeit somit fortbestehe. 


(3) Ferner handele es sich bei den im Rahmen der wissenschaftlichen Beratung übermittelten 
Informationen um persönliche geistige Schöpfungen der Widerspruchsführerin zu 1.) und 
somit um urheberrechtlich geschütztes, geistiges Eigentum im Sinne des § 6 Satz 1 IFG. Als 
absolutes Ausschließlichkeitsrecht stehe dieses einer Herausgabe ohne die Einwilligung der 
Widerspruchsführerin zu 1.) entgegen. 


Denn bei den übermittelten Einzelinformationen handele es sich um Werke der Wissenschaft 
im Sinne der §§ 1,2 Absatz 1 UrhG. Aus der spezifischen Sammlung, Anordnung und 
Darstellung der jeweiligen Dokumente käme die analytische, kreative und gedankliche 
Eigenleistung der Widerspruchsführerin zu 1.) in einer das Alltägliche und Handwerksmäßige 
übersteigenden Weise zum Ausdruck. Die konkrete Ausgestaltung dieser geistig- 
schöpferischen Leistung verleihe der Widerspruchsführerin zu 1.) ein Schutzgut im Sinne der 
88 1, 2 UrhG, welches auch nach § 6 Satz 1 IFG Berücksichtigung finden müsse. 


Ebenso stehe einem Anspruch auf Informationszugang des Widerspruchsführers zu 2.) 
gemäß § 6 Satz 1 IFG auch das Recht auf Erstveröffentlichung gemäß § 12 UrhG entgegen. 
In dieses Recht würde im Falle einer Veröffentlichung der Unterlagen durch das Paul-Ehrlich- 
Institut ohne die Zustimmung der Widerspruchsführerin zu 1.), eingegriffen. Bei einer 
Herausgabe der Informationen an den Widerspruchsführer zu 2.) bestünde bereits durch die 
etwaige Veröffentlichung der Informationen z.B. auf der Plattform FragdenStaat, eine 
abstrakte Möglichkeit der Kenntnisnahme durch Dritte. 


b. Rein hilfsweise führt die Widerspruchsführerin zu 1.) schließlich an, dass eine etwaige 
Offenlegung in jedem Falle aber auf solche Informationen zu beschränken sei, die nach dem 
Antrag des Widerspruchsführers zu 2.) mit der Einflussnahme des Paul-Ehrlich-Instituts auf die 
Impfstoffentwicklung und dem Design der Zulassungsstudie in unmittelbarem Zusammenhang 
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stünden und keine geheimhaltungsbedürftigen Informationen der Widerspruchsführerin zu 1.) 
enthielten. 


Denn der Widerspruchsführer zu 2.) begehre laut seiner Begründung zum Antrag lediglich 
Informationen zur wissenschaftlichen Einflussnahme des Paul-Ehrlich-Instituts auf die 
Impfstoffentwicklung. Eine solche Einflussnahme des Paul-Ehrlich-Instituts würden nur die 
Antworten des Paul-Ehrlich-Instituts in den Beratungsprotokollen aufweisen. Dabei sei zu 
beachten, dass eine Einflussnahme nur bei solchen Themen möglich gewesen sei, bei denen 
die Widerspruchsführerin zu 1.) und das Paul-Ehrlich-Institut unterschiedlicher Auffassung 
gewesen seien, da das Paul-Ehrlich-Institut nur in einem solchen Fall auch tatsächlich Einfluss 
auf die Impfstoffentwicklung habe nehmen können. Jedenfalls habe aber auch im Falle einer 
Herausgabe dieser Beratungsprotokolle eine Schwärzung solcher Informationen zu erfolgen, 
die dem Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen sowie dem Schutz 
personenbezogener Daten unterlägen. 


7. Mit Bescheid vom 02.06.2023 gegenüber der Widerspruchsführerin zu 1.) und vom 12.06.2023 
gegenüber dem Widerspruchsführer zu 2.) gewährte das Paul-Ehrlich-Institut dem Widerspruchsführer 
zu 2.) Informationszugang zu den Beratungsprotokollen der wissenschaftlichen Beratungen mit der 
Widerspruchsführerin zu 1). vom 06.02.2020, vom 20.03.2020 und vom 16.06.2020 unter Schwärzung 
von personenbezogenen Daten und Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen. Dabei ging das Paul- 
Ehrlich-Institut nach Auslegung des Antrags und der Begründung davon aus, dass sich der Antrag des 
Widerspruchsführers zu 2.) lediglich auf die Beratungsprotokolle bezieht. 


8. Gegen diesen Bescheid legte die Widerspruchsführerin zu 1.) mit Schreiben vom 30.06.2023, 
eingegangen im Paul-Ehrlich-Institut am 03.07.2023, Widerspruch unter dem Hinweis der 
Nachreichung einer Widerspruchsbegründung ein. 


9. Mit Schreiben vom 10.07.2023, eingegangen im Paul-Ehrlich-Institut am 12.07.2023, legte der 
Widerspruchsführer zu 2.) ebenfalls Widerspruch gegen diesen Bescheid ein. 


Mit seinem Widerspruch wendet sich der Widerspruchsführer zu 2.) im Wesentlichen gegen das 
Verständnis des Paul-Ehrlich-Instituts, dass vom Antragsbegehren des Widerspruchsführers zu 2.) 
lediglich die Beratungsprotokolle umfasst seien. Zur Begründung seines Widerspruches führt der 
Widerspruchsführer zu 2.) aus, dass es für die Ergründung der Handlungsweise der Behörde von 
essenzieller Bedeutung sei, zu erfahren, wann welche Informationen von und an die 
Widerspruchsführerin zu 1.) übermittelt wurden. Dabei gehe es insbesondere darum, weshalb und auf 
welcher Wissensgrundlage welche Entscheidungen getroffen wurden, die zu dem Ergebnis der 
Chargenfreigabe Comirnaty's führten. Die Anfrage beziehe sich daher auf alle amtlichen Informationen 
zu den Treffen im Februar, März und Juni 2020. Schließlich erbittet der Widerspruchsführer zu 2.) um 
Kenntlichmachung von Strukturelementen wie Kapitel-/Abschnittsnummern und dazugehörigen 
Überschriften, Tabellen-/Abbildungsnummern und Beschriftungen etc, in den geschwärzten Passagen. 


10. Mit E-Mail vom 11.08.2023 übersandte die Widerspruchsführerin zu 1.) die Begründung zu ihrem 
Widerspruch vom 30.06.2023. 


a. Darin führt die Widerspruchsführerin zu 1.) im Wesentlichen aus, dass ihr primäres 
Vorbringen nicht ausreichend berücksichtigt worden sei. In ihrer Stellungnahme vom 
06.03.2023 habe die Widerspruchsführerin zu 1.) vorgetragen, dass der Antrag auf 
Informationszugang des Widerspruchsführers zu 2.) in Gänze abzulehnen sei. Das Interesse 
der Widerspruchsführerin zu 1.) an dieser vollständigen Ablehnung der Offenlegung der 
schutzwürdigen Inhalte der Beratungsunterlagen — inklusive der Beratungsprotokolle — sei nicht 
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berücksichtigt worden. Aus dem Bescheid des Paul-Ehrlich-Instituts ergebe sich nicht, weshalb 
dem primären Vortrag der Widerspruchsführerin zu 1.) nicht gefolgt wurde. Wie bereits zuvor 
erläutert, sei der Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen gemäß 86 Satz 2 IFG 
absolut und stehe nicht unter dem Vorbehalt einer Interessenabwägung. Habe ein 
Unternehmen ein berechtigtes Interesse am Schutz seiner Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse, sei die Offenlegung daher gänzlich zu unterbinden. Vor diesem 
Hintergrund erschließe sich nicht, weshalb das Paul-Ehrlich-Institut Informationszugang zu den 
Beratungsprotokollen unter Schwärzung der schutzwürdigen Passagen gewähre, ohne sich in 
der Begründung des Bescheides damit auseinanderzusetzen, ob die Offenlegung der Inhalte 
der Beratungsunterlagen in Gänze zu unterbleiben habe. 


Zudem betont die Widerspruchsführerin zu 1.), dass die Beratungsunterlagen als Ganzes zu 
betrachten seien. Dies ergebe sich daraus, dass die Beratungsunterlagen die gesamte 
forscherische, analytische, gedankliche und wissenschaftliche Eigenleistung und Arbeitsweise 
der Widerspruchsführerin zu 1.) sowie der verschiedenen Phasen der Ideenreifung, 
Entscheidungsfindung, Entwicklung, Finalisierung und technischen Umsetzung des Impfstoffes 
detailliert widerspiegeln würden. Vor diesem Hintergrund dürften die einzelnen 
Beratungsunterlagen nicht ohne Weiteres separat und individuell betrachtet werden, sondern in 
ihrem verwobenen ganzheitlichen Zusammenhang. 


b. Weiter weist die Widerspruchsführerin zu 1.) darauf hin, dass bislang keine Drittbeteiligung 
mit der Vertragspartnerin der Widerspruchsführerin zu 1.) der Acuitas Therapeutics Inc. 
stattgefunden habe. Die Acuitas Therapeutics Inc sei bei der wissenschaftlichen Beratung im 
Februar 2022 neben dem Paul-Ehrlich-Institut und der Widerspruchsführerin zu 1.) ebenfalls 
anwesend gewesen, was sich auch aus dem jeweiligen Beratungsprotokoll ergebe. Ausweislich 
des Wortlauts des $8 Absatz 1 IFG sei bereits die Möglichkeit der Rechtsbetroffenheit des 
Dritten ausreichend für eine entsprechende Drittbeteiligungspflicht. 


c. Schließlich führt die Widerspruchsführerin zu 1.) zu den Ausführungen in der 
Widerspruchsbegründung des Widerspruchsführers zu 2.) — es sei für die Ergründung der 
Handlungsweise der Behörde von essenzieller Bedeutung, zu erfahren, wann welche 
Informationen von und an die Widerspruchsführerin zu 1.) übermittelt wurden — an, dass hierin 
eine nachträgliche Erweiterung des Antragsumfangs zu sehen sei, welche im Rahmen des 
Widerspruchsverfahrens abzulehnen sei. Ungeachtet dessen stehe der Herausgabe der 
begehrten Informationen aber in jedem Falle weiter der Schutz von Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen sowie der Schutz geistigen Eigentums der Widerspruchsführerin zu 1.) 
entgegen. 


Soweit der Widerspruchsführer zu 2.) darüber hinaus die Kenntlichmachung von 
Strukturelementen wie Kapitel-/Abschnittsnummer, Überschriften etc. in den geschwärzten 
Passagen begehre, sei auch eine solche Offenlegung abzulehnen, da sie mit dem Sinn und 
Zweck der Schwärzung von Informationen, die von den Ausschlussgründen des IFG erfasst 
sind, unvereinbar seien. Von dem Ausschluss umfasst seien jegliche Informationen, die 
Rückschlüsse auf Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse zulassen würden. Folglich seien auch 
Überschriften, Dokumentennamen oder sonstige Beschriftungen erfasst, soweit sich aus ihnen 
Rückschlüsse über den Inhalt der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ziehen lassen würden. 


11. Mit E-Mail vom 28.09.2023 gab das Paul-Ehrlich-Institut der Acuitas Therapeutics Inc. nach § 8 


Absatz 1 IFG als Drittbetroffene Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem Antrag des 
Widerspruchsführers zu 2.). 


Seite 6/10 


12. Mit E-Mail vom 26.10.2023 teilte Acuitas Therapeutics Inc dem Paul-Ehrlich-Institut mit, dass sie 
einer Offenlegung der Beratungsprotokolle zu den wissenschaftlichen Beratungen mit der 
Widerspruchsführerin zu 1.) vom 06.02.2020, vom 20.03.2020 und vom 16.06.2020 unter Schwärzung 
von personenbezogenen Daten und Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen im Sinne der Bescheide 
des Paul-Ehrlich-Instituts vom 02.06.2023 und vom 12.06.2023 zustimme. 


A. Der Widerspruch der Widerspruchsführerin zu 1.) und der Widerspruch des Widerspruchsführers 
zu 2.) sind zulässig. Sie wurden insbesondere form- und fristgerecht eingelegt. 


B. Der Widerspruch der Widerspruchsführerin zu 1.) ist zudem auch begründet; der Widerspruch des 
Widerspruchsführers zu 2.) ist dagegen im Ergebnis nicht begründet. 


1. Soweit das Paul-Ehrlich-Institut den Bescheid vom 12.06.2023 auf die Beratungsprotokolle 
beschränkt hat, ist der Widerspruch des Widerspruchsführers zu 2.) begründet. 


Das Paul-Ehrlich-Institut hat den Antrag des Widerspruchsführers zu 2.) auf Zugang zu 


„sämtliche[n] Niederschriften, Dokumentation, und etwaige[n] andere/n] Unterlagen der 
wissenschaftlichen Beratungen mit BioNTech von Februar, März, und Juni 2020.“ 


"The chosen trial design reflects discussion and advice from the Paul-Ehrlich Institute (PAUL- 
EHRLICH-INSTITUT) obtained in scientific advice meetings held in February, March, and June 
2020 in response to a fast-changing situation." 


dahingehend verstanden, dass der Widerspruchsführer zu 2.) maßgeblich Informationen über eine 
mögliche Einflussnahme des Paul-Ehrlich-Instituts auf die Entwicklung der Impfstoffe, also auf das 
Ergebnis der wissenschaftlichen Beratungen von Februar, März und Juni begehre. Eine 
Einflussnahme des Paul-Ehrlich-Instituts kann sich jedoch ausschließlich aus den 
Beratungsprotokollen ergeben, da diese das Ergebnis der Beratung festhalten. 


Der Widerspruchsführer zu 2.) wendet hiergegen ein, seine Anfrage diene der Ergründung der 
Handlungsweise der Behörde, die letztlich zu dem Ergebnis der Chargenfreigabe Comirnaty's führten, 
und dass es dafür notwendig sei zu erfahren, wann welche Informationen von und an die 
Widerspruchsführerin zu 1.) übermittelt wurden, mithin weshalb und auf welcher Wissensgrundlage 
welche Entscheidungen getroffen wurden. Diese zulässige Präzisierung des Ausgangsantrags führt 
dazu, dass Gegenstand des Begehrens des Widerspruchsführers zu 2.) und damit dieses 
Widerspruchsbescheids nicht lediglich die Beratungsprotokolle, sondern alle Unterlagen zu den 
wissenschaftlichen Beratungsgesprächen von Februar, März, und Juni 2020 sind. Zum umfassenden 
Verständnis der Inhalte der Beratungsprotokolle sind die Beratungsunterlagen, die im Vorfeld der 
Beratungen eingereicht wurden, erforderlich, da diese die konkreten Hintergrundinformationen zum 
Gegenstand der jeweiligen Beratung liefern. 


Da das IFG einen voraussetzungslosen Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen formuliert, 
kommt der Begründung des Widerspruchsführers zu 2.), dass es ihm um die mögliche Einflussnahme 
des Paul-Ehrlich-Instituts geht, die sich konkret allein aus den Antworten des Paul-Ehrlich-Instituts in 
den Beratungsprotokollen und nur bei solchen Themen ergeben kann, bei denen die 
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Widerspruchsführerin zu 1.) und das Paul-Ehrlich-Institut unterschiedlicher Auffassung gewesen sind, 
keine den Antragsumfang bestimmende Bedeutung zu. 


Gleichzeitig ist jedoch der Auffassung der Widerspruchsführerin zu 1.) zu folgen, dass durch die 
stetige Weiterentwicklung der Forschung der Widerspruchsführerin zu 1.) im Rahmen dieser drei 
wissenschaftlichen Beratungen und dem engen inhaltlichen Zusammenhang der einzelnen 
Beratungsunterlagen, die Unterlagen zu den wissenschaftlichen Beratungen als eine Einheit 
angesehen werden müssen, welche im Rahmen der hier vorzunehmenden Gesamtbetrachtung nicht 
in Einzelteile aufgespalten werden kann. 

Gegenstand des IFG-Antrags sind mithin sämtliche Unterlagen zu den drei o. g. 
Beratungsgesprächen. 


2. Der Widerspruchsführer zu 2.) hat aber keinen Anspruch auf Zugang zu diesen Unterlagen zu den 
wissenschaftlichen Beratungen mit der Widerspruchsführerin zu 1.) vom 06.02.2020, vom 20.03.2020 
und vom 16.06.2020, da dem Anspruch Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der 
Widerspruchsführerin zu 1.) entgegenstehen, § 1 Absatz 1 IFG i. V. m. 8 6 Satz 2 IFG. 


Gemäß § 1 Absatz 1 IFG i. V.m. 8 6 Satz 2 IFG besteht ein Anspruch auf Informationszugang 
lediglich insoweit, als diesem keine Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse Dritter entgegenstehen, es 
sei denn der betroffene Dritte hat in die Herausgabe der geheimhaltungsbedürftigen Informationen 
eingewilligt. Das IFG sieht hierbei einen absoluten Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
vor. Das heißt, der informationspflichtigen Stelle steht im Falle einer fehlenden Einwilligung keine 
Abwägungsbefugnis zu. Fehlt es an einer Einwilligung, hat diese den Informationszugang zwingend 
zu versagen. 


Die Rechtsprechung versteht unter einem Betriebs- und Geschäftsgeheimnis jede im Zusammenhang 
mit einem Unternehmen stehende Tatsache, die nicht offenkundig, sondern nur einem begrenzten 
Personenkreis bekannt ist und an deren Nichtverbreitung der Geheimnisträger ein berechtigtes 
wirtschaftliches Interesse hat. Ein berechtigtes Interesse eines Unternehmens an der Geheimhaltung 
liegt insbesondere vor, wenn die Informationen von Wettbewerbsrelevanz sind, d. h. die Offenbarung 
der Information sich nachteilig auf das Unternehmen auswirken kann und die Konkurrenzfähigkeit von 
Wettbewerbern verbessert wird, mithin wenn die Aufdeckung der Informationen spürbare 
Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens hat oder haben kann. Dazu reicht es 
aus, dass die Offenbarung der Information dazu führt, dass sich potentielle Konkurrenten das 
notwendige Knowhow unter Einsparung eigener Aufwendungen beschaffen können (Schoch, IFG, 2. 
Aufl. 2016, § 6, Rn. 92.; Rossi, IFG Handkommentar, zu § 6 Rn. 75). 


Unter Zugrundelegung der vorgenannten Definition sowie insbesondere unter Berücksichtigung der 
Stellungnahmen der Widerspruchsführerin zu 1.) kommt das Paul-Ehrlich-Institut zu dem Ergebnis, 
dass es sich bei den Unterlagen zu den wissenschaftlichen Beratungen in ihrer Gesamtheit um 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der Widerspruchsführerin zu 1.) handelt. Denn die Unterlagen zu 
den wissenschaftliichen Beratungen haben unternehmensbezogene Informationen zum Gegenstand, 
welche nicht allgemein bekannt sind und an deren Nichtverbreitung die Widerspruchsführerin zu 1.) 
ein berechtigtes Interesse hat, weil das Bekanntwerden der Informationen geeignet ist, die 
Wettbewerbsposition eines Konkurrenten zu fördern und somit die Stellung des eigenen 
Unternehmens zu schwächen. Das Paul-Ehrlich-Institut schließt sich insoweit der Stellungnahme der 
Widerspruchsführerin zu 1.) vom 11.08.2023 zum Vorliegen von Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen vollumfänglich an. 


a. Bei den Unterlagen zu den wissenschaftlichen Beratungen handelt es sich im Allgemeinen 
um auf ein Unternehmen bezogene Tatsachen. Wie von der Widerspruchsführerin zu 1.) 
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schlüssig vorgetragen, enthalten diese Unterlagen Informationen zur Arzneimittelentwicklung 
sowie detaillierte Qualitäts-, Herstellungs- und Prüfinformationen. Dabei hat die 
Widerspruchsführerin zu 1.) dargelegt, dass die Unterlagen ihre wissenschaftliche Arbeit und 
ihre analytische Leistung ebenso wiederspiegeln, wie den gesamten Prozess der 
Entscheidungsfindung zur Entwicklung des Impfstoffs. Der Widerspruchsführerin zu 1.) folgend 
bilden sie den Kern der wissenschaftlichen Aufbereitung der Impfstoffforschung sowie der 
zugrundeliegenden mRNA-Plattformtechnologie und der Entwicklungskonzepte. 


b. Zudem handelt es sich bei den in Rede stehenden Unterlagen zu den wissenschaftlichen 
Beratungen auch nicht um offenkundige Informationen. Zwar sind nach den Angaben der 
Widerspruchsführerin zu 1.) bereits gewisse Produktinformationen und klinische Informationen 
für den inzwischen zugelassenen Produktkandidaten BNT162b2 öffentlich zugänglich. Die 
Unterlagen zu den wissenschaftlichen Beratungen enthalten jedoch Informationen zur 
Entwicklungsgenese, welche nur einem eng begrenzten Personenkreis bekannt sind. Die 
Widerspruchsführerin zu 1.) hat plausibel dargelegt, dass es Außenstehenden mithin nicht 
möglich ist, die wissenschaftlichen Entwicklungs- und Entscheidungsprozesse des Impfstoffs, 
wie sie in den Unterlagen zu den wissenschaftlichen Beratungen skizziert werden, anhand 
öffentlich zugänglicher Informationen nachzuvollziehen. 


c. Darüber hinaus hat die Widerspruchsführerin zu 1.) auch ein berechtigtes Interesse an einer 
Geheimhaltung der Unterlagen zu den wissenschaftlichen Beratungen. Im Falle der 
Offenlegung der begehrten Informationen gegenüber dem Widerspruchsführer zu 2.) besteht 
ein Risiko, dass die Informationen auch Marktkonkurrenten bekannt werden könnten, 
beispielsweise durch eine Veröffentlichung der Informationen im Internet. Eine Offenlegung 
wäre geeignet Wettbewerbern einen Wettbewerbsvorteil bei der Entwicklung eigener Produkte 
durch Ersparung eigener Aufwendungen zu verschaffen. Dies gilt insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass die von der Widerspruchsführerin zu 1.) erarbeiteten Erkenntnisse nicht 
lediglich für die Weiterentwicklung von MRNA-Impfstoffen von Bedeutung sind. Vielmehr kann 
die mRNA-Technologie — wie von der Widerspruchsführerin zu 1.) überzeugend ausgeführt — im 
Allgemeinen eine zukunftsträchtige Therapielösung werden, welche auch in anderen Bereichen, 
wie der Onkologie, der Proteinersatztherapie, der Geweberegeneration und bei der Behandlung 
von genetischen Erkrankungen in Betracht kommen kann. 


d. Entgegen der Auffassung des Widerspruchsführers zu 2.) ist vor diesem Hintergrund auch 
die Kenntlichmachung von Strukturelementen wie Kapitel-/Abschnittsnummern und 
dazugehörige Überschriften, Tabellen-/Abbildungsnummern und Beschriftungen, etc. in den 
vorgesehenen geschwärzten Passagen zu verwehren. Denn wie bereits unter Il. B. 1. 
vorgetragen, sind die Unterlagen zu den wissenschaftlichen Beratungen in ihrer Gesamtheit 
schützenswert und lassen sich aufgrund ihres engen inhaltlichen Zusammenhangs nicht 
sinnerhaltend in Einzelteile aufspalten. Zur Vermeidung von Rückschlüssen auf den 
Gesamtinhalt sowie zur Vermeidung einer etwaigen Verfälschung des Aussagegehalts des 
Restbestandes ist somit auch die Offenlegung von Überschriften, Strukturelementen oder 
sonstigen Beschriftungen abzulehnen. 


e. Gemäß 8 6 Satz 2 IFG darf Zugang zu Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen nur gewährt 
werden, soweit der Dritte, dessen Belange betroffen sind, in den Informationszugang 
eingewilligt hat. Die Widerspruchsführerin zu 1.) hat diese Einwilligung in ihren Stellungnahmen 
vom 06.03.2023 sowie vom 11.08.2023 in Gänze verweigert. 
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C. Kostenentscheidung 


Die Kostenentscheidung beruht auf § 73 Absatz 3 Satz 3 VwGO i. V. m. § 80 Absatz 1 VwVfG. 


Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen die Bescheide des Paul-Ehrlich-Instituts vom 02.06.2023 und vom 12.06.2023 in der Fassung 


dieses Widerspruchsbescheides kann innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses 
Widerspruchsbescheides Klage beim Verwaltungsgericht Darmstadt erhoben werden. 


Mit freundlichen Grüßen 
Gezeichnet i.A. 


Die inhaltliche Übereinstimmung 
dieses Ausdrucks mit dem 
(in elektronischer Form vorliegenden) 


Original wird hiermit heclauhiat 
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